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Und dies nicht nur,um Zahn-
fehlstellungen bei Kindern
und Jugenlichen zu korrigie-
ren, sondern auch um Funk-
tionsstörungen zu beseiti-
gen und kosmetische Be-
handlungen durchzuführen
– auch bei erwachsenen Pa-
tienten. Das Problem: Kaum
ein Bürger weiß davon. Ge-
meinhin nämlich gelten Kie-
ferorthopäden als Kinder-
zahnärzte, die die ungelieb-
ten Zahnspangen und
Drähte „verpassen“. Doch
das soll sich in Zukunft än-
dern.
In Zusammenarbeit mit der

Kommunikationsagentur
my communications plant
die medi cine Medien-
produktionsgesellschaft,
bundesweit Marktführer bei
der Produktion medizini-
scher Beiträge für den Fern-
seheinsatz, eine TV-Kam-
pagne, um dem Publikum
die einzigartigen Leistun-
gen der Kieferorthopädie
vorzustellen.
Das Konzept der Projekt-
partner sieht vor, Beiträge
für die Ausstrahlung in di-
versen ZDF-Sendeformaten
zu produzieren.
Davon profitieren werden
neben der kieferorthopädi-
schen Industrie vor allem

die Fachzahnärzte selbst,
denn durch die Darstellung
ihres Fachgebietes soll eine
aktive Nachfragesteige-
rung bei Selbstzahlern aus-
gelöst werden. Für die Fi-
nanzierung der Kampagne
sollen Mittel sowohl bei den
Kieferorthopäden als auch
bei der Industrie akquiriert
werden.
Für Ärzte, die in einen ent-
sprechenden Fond einzah-
len, soll es nach Vorstellun-
gen der Projektpartner at-
traktive Zusatznutzen ge-
ben. So ist vorgesehen, auf
der ZDF-Homepage eine
Fachzahnarztsuchfunktion
einzurichten, auf der die be-

teiligten Kieferorthopäden
eine Plattform erhalten, um
sich und ihre Leistungen
vorzustellen. Der Hinweis
auf diese Suchfunktion er-
folgt am Ende der jeweiligen
ZDF-Sendung. Interessierte
Zuschauer haben damit zu-
dem die Möglichkeit, Kie-
ferorthopäden in ihrer Nähe
ausfindig zu machen und
weitere Informationen zur
Sendung einzuholen. Zum
anderen, so das Konzept der
beiden Kommunikations-
profis, erhalten die Fach-
zahnärzte, die sich finan-
ziell an der Kampagne be-
teiligen, kostenlose Begleit-
medien, beispielsweise  in
Form von Patientenbro-
schüren. Mit der medi cine
Medienproduktionsgesell-
schaft sowie der my commu-

nications, einem speziali-
sierten Anbieter für Kom-
munikationslösungen im
Gesundheitsmarkt, haben
sich zwei hochkarätige
Partner für die Durchfüh-
rung des Projekts zu-
sammengefunden. Wäh-
rend sich die medi cine mit
Sitz in Mainz um die Pro-
duktion der TV-Beiträge
kümmert, übernimmt my
communications die Ver-
marktung an die Finanzie-
rungspartner sowie die Pro-
duktion der Begleitmedien.
Und schließlich sorgt der
zahnmedizinische Fachver-
lag, die Oemus Media AG,
für eine Fachkommunika-
tion in relevanten Verlags-
formaten. Man darf also ge-
spannt sein. In den nächsten
Wochen werden my commu-

nications und medi cine
konkrete Durchführungs-
maßnahmen erarbeiten. Im
kommenden September
schließlich wird die kon-
krete Umsetzung der Kam-
pagne den Kieferorthopä-
den vorgestellt, und wenn
alles klappt, werden bereits
im Oktober die ersten KFO-
Beiträge über die bundes-
deutschen Bildschirme
flimmern.
Wir – die Redaktion der KN
Kieferorthopädie Nachrich-
ten – möchten Ihre Meinung
zu der geplanten Kampagne
erfahren – Was halten Sie von
dem geplanten Projekt? Wie
könnten Sie sich eine Umset-
zung vorstellen? Diese und
einige Fragen mehr finden
Sie auf dem untenstehenden
Fragebogen.

F R A G E B O G E N
Thema: Öffentlichkeitsarbeit Kieferorthopädie

Die Entwicklungen der letzten Monate haben gezeigt, dass es dringend erforderlich ist, die Außendarstellung der Kie-
ferorthopädie positiv, effektiv und langfristig wirkend zu verbessern. Hierfür wollen wir alle am Gesundheitsmarkt
Kieferorthopädie beteiligten Kräfte mobilisieren und entsprechend bündeln.
Sowohl die Industrie als auch zahlreiche Kieferorthopäden haben bereits ihre Zustimmung sowie aktive Unterstüt-
zung für dieses Vorhaben signalisiert. 
Nun geht es darum, herauszufinden, wie groß Ihre Bereitschaft ist, sich entsprechend an diesem Gesamtprojekt zu be-
teiligen. Schließlich soll es inhaltlich umsetzbar sowie bezahlbar sein. 

Wir möchten Sie daher bitten, folgenden Fragebogen auszufüllen und uns per Fax oder Post zukommen zu lassen.

1.) Sind Sie bereit, klinische und werbewirksame Bilder kostenfrei in einen Informationspool hineinzustellen?

❍ Ja ❍ Nein

2.) Sind Sie daran interessiert, als kompetenter lokaler Ansprechpartner für Informationen rund um die Kieferortho-
pädie dargestellt zu werden?

❍  Ja ❍  Nein

3.) Sind Sie daran interessiert und wenn ja in der Lage, mit zentral erstelltem Bildmaterial (Grafiken etc.) in Ihrer Re-
gion pressewirksam zu arbeiten?

❍ Ja ❍ Nein

4.) Welche Bereiche sollte die KFO-Öffentlichkeitskampagne Ihrer Meinung nach werbewirksam umfassen?

❍ Fernsehen ❍ lokale Printmedien
❍ überregionale Printmedien ❍ Infobroschüren zum Auslegen 

5.) Sind Sie bereit, sich finanziell an der Umsetzung dieser KFO-Kampagne zu beteiligen?

❍ Ja, ich bin bereit, mich mit .............. € daran zu beteiligen.

❍ Nein, ich bin nicht bereit, mich finanziell zu beteiligen.

6.) Zusätzlich zu den bereits genannten Punkten könnte ich noch folgende Möglichkeiten zur Umsetzung der KFO-
Kampagne bieten:

OEMUS MEDIA AG
Redaktion 
KN Kieferorthopädie Nachrichten

Holbeinstraße 29
04229 Leipzig

Und ab damit ... ... per Fax an 03 41/48 47 41 90
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KFO-Beiträge im ZDF geplant
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(ro) – Zulassungsrückgabe –
Die Niedersachsen haben
die Regeln, die im SGB
V/GMG festgeschrieben
sind, angewandt. Und täg-
lich werden es in der ganzen
Bundesrepublik mehr Teil-
nehmer. Allein schon 60 in
Niedersachsen! Nach den
Erfahrungen der Ausstei-
genden ist es dringend erfor-
derlich, darüber nachzuden-
ken, ob man daran teilneh-
men will oder nicht. Die dro-
henden Insolvenzen bei
zugelassenen Kieferortho-
päden sollten bis zum
30.6.2004 oder spätestens
der 30.9.2004 überdacht
werden. Die Kieferorthopä-
den,die sich mit dem Gedan-
ken befassen, sind der ein-
stimmigen Meinung: Entwe-
der jetzt oder die nächsten
40 Jahre nicht mehr! Er-
mächtigte Kieferorthopä-
den könnten zurzeit noch
täglich ihre Zulassung zu-
rückgeben. Jedoch wie
lange noch?
Die Politik und die Kranken-
kassen haben 30 Jahre lang
das zunehmend maroder
werdende gesetzliche Kran-
kenversicherungssystem im
Bereich der Ärzte dadurch
erhalten, dass sie den Ärzten
zunehmend das Honorar ge-
kürzt haben bis hin zum floa-
tenden Punktwert. Kinder-
ärzte sowie andere Fach-
ärzte sind mitunter schon
von der Schließung der Pra-
xen bedroht. Noch immer
wird die Chipkarte von den
Krankenkassen als das „Non
plus ultra“ betrachtet, nach
dem jeder Arzt strebt und wo
er zum teilweise ungedeck-
ten Tarif arbeitet.Doch plötz-
lich gehen da welche einher
und sagen: „Nein danke.“
Plötzlich steht die Politik mit
ihrer Pistolenattrappe da,
mit der sie den Korb und 
alle anderen Bestrebungen
durchaus über Jahre hinweg
verhindern konnte. Und
siehe da, die Bedrohten be-
eindruckt dies gar nicht
mehr! Was ist passiert? Der
Gesetzgeber und die Kran-
kenkassen haben den Verfall
der Finanzierung der ärzt-
lichen Tätigkeit sehenden

Auges so weit kommen las-
sen, dass die Betroffenen die
ehemals als kollektive Strafe
ausgedachte Abrechnungs-
form nunmehr als geregel-
tes, gesetzlich garantiertes
Schutzschild begreifen ge-
gen einen noch stärkeren
Verfall der Leistungsfinan-
zierung in der GKV. Die Poli-
tiker haben sich gewundert,
dass die Kieferorthopäden
sich gar nicht von den Dro-
hungen beeindruckt fühlten.
Die Kieferorthopäden konn-
ten nachweisen, dass der
Verbleib im System sie noch
mehr in Probleme bringt, ja
dass sie sogar kriminalisiert
werden.
Deshalb haben die Politiker
nun die „Sicherstellungs-
waffe“ gezogen. Aber sie ha-
ben noch nicht einmal reali-
siert, dass Kieferorthopädie
eben kein Pflasterkleben
und auch kein Salbeschmie-
ren ist.
Die Import-Kieferorthopä-
den und die Krankenkassen-
Sicherstellung könnten sich
zur Nullrunde entwickeln.
Auch wenn der Verwaltungs-
rat der Medizinischen Hoch-
schule Hannover durch Ver-
tragsverhandlungen von den
Krankenkassen belagert
wird, werden nicht alle Pa-
tienten von Kieferorthopä-
den, die ihre Zulassung zu-
rückgegeben haben, aufge-

Die Patienten sind an ihre Behandler und auch an
deren Leistungsfähigkeit gewöhnt,

KFO ist ein Mannschaftssport!
Immer mehr Kieferorthopäden sind dazu ent-
schlossen, ihre Kassenzulassung zurückzugeben



fangen und versorgt werden
können.
Wie werden Forschungszen-
tren,die bisher nur wenige Pa-
tienten am Tag behandelt ha-
ben, plötzlich eine Organisa-
tion entwickeln, um so viele
Patienten zu betreuen? Wie
sollten Kliniken einen ambu-
lanten Behandlungsdienst or-
ganisieren können, wenn sie
noch nicht einmal den Unfall-
und Notdienst am Abend und
am Wochenende ohne stun-
denlange Wartezeiten organi-
sieren können? Nur eine
wirklich reibungslose und
nicht durch Vorschriften ge-
gängelte Arbeit wird auch
fremdsprachige Kieferortho-
päden veranlassen, nach
Deutschland umzuziehen.
Doch werden sie dies vorfin-
den? Die Kapazitäten sind re-
gional überall vorhanden.Die
Patienten sind an ihre Be-
handler und auch an deren
Leistungsfähigkeit gewöhnt.
Oder sollten sich die Kollegen
Zahnärzte für immer weiter
abgewertete und begrenzte
Punktzahlen engagieren,
wenn sie alle Aufwertungen
in der Prophylaxe und

Kons/Chir viel besser umset-
zen können? Im Gegenteil:
Viele Kollegen Zahnärzte
meinen,dass sie nun nur noch
an die Kieferorthopäden
überweisen, die die Zulas-
sung zurückgegeben haben.
Das könnte der Medizini-
schen Hochschule Hannover
ebenso passieren.
Dass es Politikern und Kran-
kenkassen im Augenblick
nicht wirklich um effektive
Lösungen geht und auch nicht
um die Versorgung ihrer Versi-
cherten, lässt sich daran able-
sen, dass sie sehr effektive
Modelle zur Lösung der Prob-
leme nicht wahrnehmen wol-
len. Die ca. 1,1 Milliarden
Euro,die jährlich für Kieferor-
thopädie ausgegeben werden,
könnten reduziert und die frei
werdenden Mittel anderen
wichtigen Fachgebieten zuge-
teilt werden, wenn man Fest-
zuschüsse, befundbezogene
Festzuschüsse oder Fallpau-
schalen einführen würde.
Kaum noch notwendige Ver-
waltungskosten könnten die
Kieferorthopädiebetreuung
der kindlichen Bevölkerung
wesentlich vereinfachen.Dann

könnten die aufwändigen Ver-
fahren der  Tagesprofil-, der
Leistungsmengen-, der Leis-
tungsqualitätsbestimmungen
etc.alle wegfallen.
Die neuen Urteile des BGH
im Mai 2004, nach denen der
Arzt der Vermögensverwal-
ter der Krankenkassen ist
und sich bei nicht wirtschaft-
licher Tätigkeit einer Verun-
treuung schuldig macht, die
durch den Staatsanwalt ge-
ahndet wird, zeigen, wie der
ärztliche Berufsstand krimi-
nalisiert wird. Ganz abgese-
hen von den „Millionenschä-
den“, die von den Kranken-
kassen angeblich durch
Fehl- oder betrügerische Ab-
rechnung entstehen und die
meist nach einigen Wochen
dann als kleine Notiz weit
hinten richtig gestellt wer-
den, nachdem sie vorher auf
Titelseiten in dicken Lettern
aufgemacht wurden. Ganz
abgesehen auch von den An-
drohungen des bayerischen
Staatskommissars, der den
Paragrafen 240 StGB (Nöti-
gung) bemühte und Frei-
heitsstrafen bis zu zwei Jah-
ren ankündigte,oder sich auf

den § 81 (Wettbewerbsge-
setz) stützend mit Strafen bis
zu 500.000 € drohte.
Eine gründliche Analyse der
Situation können die Kie-
ferorthopäden selbst vor-
nehmen,wenn sie sich die Si-
mulation der Situation mit
der von www.medendi.net
entwickelten Exel-Tabelle
verdeutlichen. Eine Lebens-
entscheidung kann daraus
werden. Warum sollten die
Kieferorthopäden die glei-
chen Fehler der Ärzte noch
einmal wiederholen? Daher
ist es nur verständlich, wenn
sich immer mehr Kieferor-
thopäden zum Quartalsende
entscheiden, ihre Zulassung
als einseitige Willenserklä-
rung zurückzugeben – ohne
eine Zustimmungspflicht,
ohne Anträge auf Ausreise
wie in der ehemaligen DDR.
Nein,ganz einfach,still, indi-
viduell und nach gründlicher
Analyse der Situation, die
auf die von Ulla Schmidt so
benannten „Geiselnehmer,
Abzocker,Rechtbrecher“ zu-
kommen wird. Sie sagen ein-
fach: Nein danke. Mit mir
nicht.

Dem niedersächsischen Sozialministe-
rium liegen zahlreiche Indizien für einen
kollektiven Verzicht der Zulassungen
vor. Die Kieferorthopäden und kieferor-
thopädisch tätigen Zahnärzte erwecken
in ihrem Auftreten nach außen in der ak-
tuellen Situation den Eindruck, dass sie
gemeinsam und als Gruppe auftreten.
Dies ergibt sich zum Beispiel aus den ge-
wählten Formulierungen insbesondere
in der durchgängigen Wahl des Plural
mit „wir“ und „die Kieferorthopäden“. 
Für ein abgestimmtes Verhalten spricht
zudem, dass die Kieferorthopäden in ih-
rem Bestreben eine Abkehr vom Ab-
rechnungsmodus des vertragsärzt-
lichen Systems und eine privatärztliche
Abrechnung mit dem Versicherten zu er-
reichen, gemeinschaftlich vorgehen. Es
ist für uns zu beobachten, dass eine Ab-
stimmung untereinander mit Hilfe des
Bundesverbandes der Deutschen Kie-
ferorthopäden erfolgt, der die Aktion of-
fensichtlich koordiniert und seit länge-
rem vorbereitet hat und lenkt. 
Im Übrigen liegt die Anzahl der Rückgabe
der Zulassungen im Durchschnitt bei 1
bis 2 Zulassungen pro Sitzung des Zulas-
sungsausschusses. Die hohe Anzahl de-
rer, die zum 1. Juli ihre Zulassung zurück-

gegeben haben, ist sehr auffällig. 
Es fällt auf, dass es sich um Äußerungen
offizieller Vertreter der Zahnärzteschaft
handelt, wie der Vorsitzenden des Be-
rufsverbandes der Deutschen Kieferor-
thopäden, Landesverband Niedersach-
sen, des Pressesprechers der KZVN und

des Vorsitzenden der Kassenzahnärzt-
lichen Bundesvereinigung.
Die Art der Außendarstellung insbeson-
dere gegenüber den Medien offenbart,
dass dem Handeln der Kieferorthopäden
politisch motivierte Ziele wie Protest,
Streik und Boykott des vertragszahnärzt-

lichen Systems zu Grunde liegen.
Im Einzelnen ergibt sich dies aus einer
Zusammenstellung von Verlautbarun-
gen, die auch beim unbefangenen Leser
insgesamt den Eindruck erwecken, dass
es sich um eine abgestimmte Aktion der
Kieferorthopäden handelt.
Weitere Hinweise: Seit Januar 2004
wurde seitens der Kieferorthopäden
versucht, GKV-Patienten dazu zu be-
wegen, die Kostenerstattung zu bean-
tragen. Dafür liegen uns zahlreiche
Schreiben und Zitate vor, z.B. aus der
Landesversammlung des Berufsver-
bandes Deutscher Kieferorthopäden
und der BDK-Landesvorsitzenden Dr.
Mindermann an die Landesverbände
der Niedersächsischen Krankenkas-
sen. Die entsprechenden Merkblätter,
die über die betroffenen Patienten be-
kannt geworden sind, sind inhaltsähn-
lich und wirken standardisiert.
Die GKV-Patienten erhielten im Früh-
jahr 2004 von Kieferorthopäden, die
auf ihre Zulassung verzichtet haben,
wiederum inhaltsähnliche, standardi-
sierte Schreiben, mit dem Hinweis,
dass auf Grund einer Absprache der
Kieferorthopäden untereinander eine
Privatliquidation für die Patienten nicht
teurer werde bzw. bereits für die Versi-
cherten vorgefertigte Schreiben, die
diese bei ihrer Krankenkasse zur Erklä-
rung der Kostenerstattung gem. § 13
Abs. 3 SGV V vorlegen sollten. 
Das zeitlich und inhaltsgleiche Zu-
sammentreffen der Zulassungsver-
zichte sowie die zahlreichen gemein-
sam von den Kieferorthopäden und den

zahnärztlichen und fachzahnärztlichen
Berufsvertretungen öffentlichkeits-
wirksam im Allgemeinen und gegen-
über betroffenen Patienten im Beson-
deren erkennbar gewordenen Erklä-
rungen und Meinungsäußerungen las-
sen in der Gesamtschau zweifelsfrei
die Annahme zu, dass das Verhalten
der Kieferorthopäden als ein „aufein-
ander abgestimmtes Verhalten“ i.S.v. §
95 b Abs. 1 SGB V zu bewerten ist.
Die KZVN hat in ihren Stellungnahmen
keine Tatsachen aufgeführt, die inso-
weit zu einer anderen Bewertung füh-
ren mussten. Das pauschale Bestreiten
des Vorliegens eines abgestimmten
Verhaltens in ihren Stellungnahmen
vom 13.05.04 und 27.05.2004 ist für
das Sozialministerium nicht als ausrei-
chend zu erachten.
Die Krankenkassen sind jetzt in der
Pflicht, die Versorgung ab dem 1. Juli in
den drei Bereichen sicherzustellen. Sie
haben uns gegenüber erklärt, dass sie
in der Lage sind, die Versorgung sicher
zu stellen. Es gibt derzeit für uns keinen
Anlass daran zu zweifeln. 
Die Krankenkassen haben zu beachten,
dass die Zahnärzte in der Lage sind, kie-
ferorthopädische Leistungen zu erbrin-
gen. Das sind Einzelfallentscheidun-
gen, die man nicht verallgemeinern
kann. Denn es kommt auf die einzelne
Leistung und auch auf die Ausbildung
des einzelnen Zahnarztes an. Wichtig
ist, dass alle gesetzlich versicherten
Patienten weiterhin qualitativ hoch-
wertig versorgt werden. 
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Bremervörde/Niedersach-
sen – Im Streit um die Rück-
gabe der Kassenzulassung
durch niedersächsische
Kieferorthopäden haben
diese den Krankenkassen
Unehrlichkeit vorgeworfen.
„Die Krankenkassen infor-
mieren die Patienten be-
wusst falsch“, wenn sie ih-
nen zu einem Wechsel des
Behandlers rieten. „Nie-
mand muss sich einen ande-
ren Kieferorthopäden su-
chen“, betonte die Landes-

vorsitzende des Berufsver-
bandes der Kieferorthopä-
den (BDK), Dr. Gundi Min-
dermann, in einer Presseer-
klärung.„Wer seine Kassen-
zulassung zurückgegeben
hat, hat nicht seinen Beruf
aufgegeben, sondern sich
lediglich den restriktiven
gesetzlichen Bestimmun-
gen entzogen.“
Dass die Kieferorthopäden
auch ohne Kassenzulas-
sung ihre bisherigen Patien-
ten weiterbehandeln und

neue aufnehmen dürfen,„ist
gesetzlich verankert und
von Sozialministerin von
der Leyen ausdrücklich be-
stätigt worden“, betonte
Mindermann. Für die Pa-
tienten ändere sich nichts.
„Sie müssen auch nicht
mehr als bisher dazubezah-
len.“ Jede andere Informa-
tion der Krankenkassen sei
„wissentlich falsch“.
Zudem setzten die Kassen
gerade die jungen Patienten
einem „nicht unerheblichen
Risiko“ aus, warnte die
BDK-Landesvorsitzende.
Eine kieferorthopädische
Behandlung zur Korrektur
einer Zahnfehlstellung dau-
ere zwischen zwei und vier
Jahren. In jedem Fall würde
ein Behandlerwechsel für
die Kassen und Patienten er-
heblich teurer, „denn in der

Regel muss dann von vorne
begonnen werden.“ Die Be-
handlung einfach fortzuset-
zen sei nur in den wenigsten
Fällen möglich.
Mindermann erinnerte zu-
dem daran, dass die Kran-

kenkassen inzwischen
Zahnbehandlungen im Aus-
land anstandslos bezahlen.
„Wohlgemerkt bei Zahnärz-
ten, die in Deutschland
ebenfalls keine Kassenzu-
lassung besitzen.“ Grund
hierfür ist ein höchstrichter-
liches Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofes. Wäh-
rend die Kassen ihren Mit-
gliedern im Ausland die
freie Arztwahl gestatteten,
verböten sie diese im In-
land.„Das ist eine ganz mas-
sive Inländerdiskriminie-
rung“, kritisierte die Kie-
ferorthopädin aus Bremer-
vörde.

Pressemitteilung des BDK-Landesverbandes Niedersachsen

„Krankenkassen infor-
mieren bewusst falsch“
Kieferorthopäden: Patienten können beim bisherigen Behandler bleiben

Für die Patienten ändert sich nichts, auch wenn der
behandelnde Kieferorthopäde seine Kassenzulas-
sung zurückgegeben hat, betont Dr. Gundi Minder-
mann, niedersächsische Landesvorsitzende des
Berufsverbandes der Deutschen Kieferorthopäden
(BDK).

Dr. Ursula von der Leyen, CDU
• geb. 8. 10. 1958 in Ixelles, Brüssel
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sel
• 1971–76 Gymn. Lehrte
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• 1978 London School of Economics
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• 1988–92 Assistenzärztin in der

Frauenklinik der MH Hannover
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• 1992–1996 Aufenthalt in Stanfort,

USA
• 1997–2001 Studium post. grad. Be-

völkerungsmedizin und Gesund-
heitswesen

• 2001 Master of Public Health
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arbeit in der Abt. Epidemiologie, So-
zialmedizin und Gesundheitssys-
temforschung an der MH Hannover

• seit 4. März 2003 Niedersächsische
Ministerin für Soziales, Frauen, Fa-
milie und Gesundheit

Kurzvita

KFO-Fabriken
Man staune, der niedersächsischen Gesundheitsministerin ist aufge-
fallen, dass die Kieferorthopäden zum 30.6.2004 ihre Zulassung zurük-
kgegeben haben. Rein zufällig ist dies nämlich der Ablauftermin der
Übergangsregelung in der Kieferorthopädie, nach dem all jene Maß-
nahmen angesetzt werden können, mit denen man eine leistungsfä-
hige Kieferorthopädie landesweit kriminalisiert: Tagesprofile, herab-
gesetzte Budgetierungsgrenzen, Staatsanwaltsbedrohung selbst auf
anonyme Anzeigen, reduzierte Diagnostiken entgegen internationa-
lem Stand etc. Bleiben Sie etwa nicht an roten Ampeln stehen, Frau Mi-
nister?
Weiterhin ist aufgefallen, dass die Kieferorthopäden ihre Patienten zur
Wahrnehmung eines gesetzlich eingeräumten Rechts aufgefordert ha-
ben, da sie seit Jahren sehr gute Erfahrungen mit der Kostenerstattung
gemacht haben. Aber diese Kostenerstattung wird durch die bewusst
eingefügte politische Fehlentscheidung der Wahl im gesamten ambu-
lanten Bereich gezielt von den Krankenkassen verweigert.  
Hat die Ministerin den Kranken-
kassen nur geglaubt oder hat sie
sich von deren abgegebener Ga-
rantie überhaupt vorab über-
zeugt? Meint sie wirklich, dass
die Krankenkassen mittels
fabrikähnlicher Praxen, die weit
vom überall in Niedersachsen
zur Verfügung stehenden High-
tech-Level der Kieferorthopädie
entfernt sind, die kieferorthopä-
dische Versorgung sicherstellen
können?

Dr. Dr. Reiner Oemus
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Zeitungsente. Nachrichten, die die
Kieferorthopäden in der ganzen Re-
publik aufhorchen ließen, haben sich
als nicht zutreffend erwiesen. Wie
man solche Meldungen nennt, weiß
man ja. So sollte nach Meldung einer
wöchentlich erscheinenden zahn-
medizinischen Publikation die Medi-
zinische Hochschule Hannover jene
KFO-Patienten übernehmen, deren
Ärzte die Zulassung zurückgegeben
haben. Doch diese Nachricht ist so
nicht korrekt. So ergaben unsere Re-
cherchen, dass der Verwaltungsrat
der Medizinischen Hochschule Han-
nover in dieser Woche mehrfach von
den Kassen gedrängt wurde, die
volle Absicherung der Patienten zu
übernehmen. Doch dagegen spre-
chen so manche Gründe: Die Hoch-
schulen sind für die Ausbildung der
Studenten sowie für Weiterbildung
zuständig. So dass der Personalbe-
stand und die Verpflichtungen in For-
schung und Lehre dies gar nicht zu-
lassen würden. Im Gegenteil: Mehr
Stellen, mehr Mitarbeiter, mehr
Stühle etc. wären notwendig. Aber
die Kapazitätsverordnung der Hoch-
schulen lässt dies nicht zu. Die Me-
dizinische Hochschule Hannover
wird im Rahmen ihrer begrenzten
Möglichkeiten deshalb nur schwere
und schwerst zu behandelnde Fälle
aufnehmen, die im Spektrum ihrer
bisherigen Versorgung liegen und ih-
ren Kapazitäten entsprechen. 

KFO-Import.Die Abwerbemaßnah-
men in polnischen kieferorthopädi-
schen Hochschulen und Praxen ha-
ben erste Erfolge gezeigt. Nach einer
Information des ZDF wurden bereits
erste Aufnahmen in einer neuen „Po-
liklinik“ mit 3 Stühlen gedreht, die
eher einer Fabrikhalle als einem kie-
ferorthopädischen Behandlungs-
zentrum ähnelten und in denen ein
polnischer Oberarzt bereits seine Ar-
beit aufgenommen hat.

Kurz notiert

KN Kieferorthopädie Nachrichten bat Dr. Ursula von Leyen, Sozialministerin von Niedersachsen, Stellung zu nehmen zu
der Übertragung des Sicherstellungsauftrages für kieferorthopädische Leistungen in den Bezirken Cuxhaven, Hildes-
heim und Hannover an die Krankenkassen. Als Grund für diese Entscheidung wird die Rückgabe der Kassenzulassung
von niedersächsischen Kieferorthopäden genannt, einem Verhalten, das das Ministerium als „kollektiven Verzicht“ be-
zeichnet. Wir fragten Frau von Leyen, ob dem Ministerium dafür Beweise vorliegen und ob die Krankenkassen in der Lage
sind, in den betroffenen Bezirken ausreichend Kieferorthopäden zu akquirieren. Zudem wollten wir wissen, ob es nicht
einem Qualitätsverlust gleichkommt, wenn tatsächlich, wie die AOK Niedersachsen erwogen hat, Zahnärzte mit „Er-
fahrung im Bereich Kieferorthopädie“ die Aufgaben der Kieferorthopäden übernehmen werden. 


